
169. Urteil vom 15. Dezember 1896 in Sachen Rieger.

A. Durch Haftbefehl des Großherzoglichen Amtsgerichtes

Baden=Baden vom 16. September 1896 werden der zu Danzig

geborene Hydropath Albrecht Adolf Otterson und die etwa 23

Jahre alte Witwe Bertha Rieger geb. Heuer von Wiesbaden,

beide kgl. preußische Staatsangehörige und zuletzt wohnhaft in

Baden=Baden, beschuldigt, in der Absicht, sich einen rechtswidrigen

Vermögensvortheil zu verschaffen, gemeinschaftlich in den Monaten

Mai bis Juli 1896 das Vermögen des Kaufmanns Gustav Joos

in Baden dadurch beschädigt zu haben, daß sie durch Vorspiege¬

lung falscher und Unterdrückung wahrer Thatsachen einen Irrtum

erregten, indem Otterson bei Bestellung von Einrichtungsgegen¬

ständen für die von ihm errichtete Wasserheilanstalt behauptete,

Vermögen zu besitzen, auch die Gegenstände baar bezahlen zu

wollen, insbesondere angab, sehr wertvolle Kunstgegenstände, drei

Oelgemälde, zu Eigentum zu haben, welche volle Sicherheit für

den von Joos gewährten Kredit bieten, Frau Rieger aber, welche

Otterson als seine Ehefrau ausgab, bei Vorzeigen dieser Gegen¬



stände und Bezeichnung derselben als Ottersons Eigentum still¬

schwieg, somit die Richtigkeit seiner Behauptung bestätigte, wäh¬

rend jene Wertobjekte thatsächlich Eigentum der Frau Rieger

seien, und von ihr in dem Betreibungsverfahren gegen Otterson

mittelst Widerspruchsklage als ihr Eigentum herausgefordert

werden, daß sie also durch jene falschen Vorspiegelungen den Joos

in den Irrtum versetzten, als sei er vollkommen gesichert, und

ihn bestimmten, Einrichtungsgegenstände für Ottersons Wasser¬

heilanstalt im Preise von 449 M. 13 Pf. ohne Zahlung abzu¬

geben, — somit des gemeinschaftlich verübten Betrugs nach

§§ 263, 47 des Reichsstrafgesetzbuches und Art. 1 Ziff. 13 des

Auslieferungsvertrages zwischen Deutschland und der Schweiz vom

24. Januar 1874. Gestützt auf diesen Haftbefehl stellte das

Großherzoglich Badische Ministerium des Hauses und der aus¬

wärtigen Angelegenheiten durch Note vom 9. Oktober 1896 in

Gemäßheit des schweizerisch=deutschen Auslieferungsvertrages beim

schweizerischen Bundesrate das Ersuchen um Auslieferung der

beiden Beschuldigten. Die Witwe Rieger wurde in Luzern fest¬

genommen, Otterson dagegen konnte nicht ausfindig gemacht

werden.

B. Namens Bertha Rieger protestierte Fürsprech Dominik Jost

in Luzern gegen die begehrte Auslieferung. Er produzierte eine

vom Notar E. Gallus in Baden=Baden als ächt beglaubigte

Quittung des Damnifikaten Gustav Joos, datiert Baden, Oktober

1896, worin derselbe bescheinigt, in Sachen Otterson vom Rechts¬

anwalt Schäfer heute 390 M. 13 Pf. empfangen zu haben, und

bemerkt, Rechtsanwalt Schäfer erkläre für den Rest seiner Haupt¬

forderung, sowie für die Kosten Deckung in Händen zu haben,

diese Kosten aber im Civilwege bestreiten zu wollen; weshalb er,

Joos, die gepfändeten Gegenstände von der Arrestpfändung frei

gebe. Der Anwalt der Requirierten führte sodann aus: Nach

223 des luzernischen Kriminalstrafgesetzbuches vom 29. No¬

vember 1860 sei zum Thatbestand des Betruges erforderlich eine

zum Nachteil der Vermögensrechte eines Andern unternommene

Täuschung. Diese Täuschung müsse aber durch eine Handlung

hervorgerufen worden sein, ein passives Verhalten genüge nicht.

Das ergebe sich namentlich aus Absatz 2, wo der Ausdruck Täu¬

schung durch täuschende Handlung näher bestimmt werde. Danach

treffe der Begriff des Betruges nach § 223 des luzernischen

Kriminalstrafgesetzes auf den im Haftbefehl konstatierten That¬

bestand nicht zu. Es falle aber weiter entscheidend in Betracht,

daß im vorliegenden Falle der Damnifikat durch die Requirierte

befriedigt worden sei. Durch die konstante Gerichtspraxis habe

sich nämlich im Kanton Luzern bezüglich der Verfolgbarkeit der

Betrugsdelikte eine Einschränkung herausgebildet, indem in jenen

Fällen, wo der Schaden gut gemacht sei, eine Strafverfolgung

nicht mehr eintrete, und eine bereits angehobene Untersuchung so¬

fort niedergeschlagen werde. Es würde daher im Kanton Luzern

im vorliegenden Falle sofort jede weitere Strafverfolgung einge¬

stellt. Auf diese, durch die Gerichtspraxis ausgesprochene milde

nterpretation der luzernischen Strafgesetzgebung könne sich die

Requirierte mit Recht berufen. Aber auch nach deutschem Straf¬

rechte liege in dem der Requirierten zur Last gelegten Verhalten

der Thatbestand des Betruges nicht vor. Es fehle dabei vor

Allem an dem Moment der gewinnsüchtigen Absicht. In der That

habe Frau Rieger niemals die Absicht gehabt, den Lieferanten

Joos durch ihr Verhalten zu schädigen und sich oder ihrem Ver¬

lobten einen Vermögensvorteil zu verschaffen, was auch daraus

hervorgehe, daß sie den ersteren aus ihrem eigenen Gelde be¬

friedigt habe. Ferner sei auch nach deutschem Strafrecht für den

Betrugsthatbestand das bloße Stillschweigen nicht genügend, son¬

dern es sei eine Thätigkeit, ein Handeln erforderlich. Durch eine

Unterlassung könne nur dann ein Verbrechen verübt werden,

wenn eine Rechtspflicht zum Handeln bestehe, was aber hier

nicht der Fall gewesen sei. Endlich wird zur Begründung der

Einsprache gegen die Auslieferung Art. 3, letzter Absatz des

schweizerischen Auslieferungsgesetzes angerufen, wonach die Aus¬

lieferung wegen Geringfügigkeit des Falles verweigert werden

dürfe.

C. Der Generalanwalt der schweizerischen Eidgenossenschaft

richt sich dahin aus, daß dem gestellten Auslieferungsbegehren

nicht zu entsprechen sei, indem nach Inhalt des Haftbefehles eine

Betrugshandlung nicht vorliege. Sowohl nach dem luzernischen,

als nach dem deutschen Strafgesetz gehöre zum Thatbestand des



Betruges als wesentliches Requisit die ökonomische Schädigung

des Getäuschten. In dem Haftbefehl werde nun allerdings be¬

hauptet, daß die Angeschuldigten das Vermögen des Kaufmanns

Gustav Joos geschädigt haben, aber diese Schädigung werde da¬

hin näher umschrieben, daß Joos bestimmt worden sei, Einrich¬

tungsgegenstände für Ottersons Wasserheilanstalt im Preise von

449 Mark ohne Zahlung abzugeben, d. h. daß er die Waaren

auf Kredit verabfolgt habe. Das Kreditgeben an sich involviere

noch keineswegs eine Benachteiligung des Verkäufers, die Schädi¬

gung trete erst ein, wenn der Käufer den gewährten Kredit miß¬

brauche, wenn er nicht zahlen wolle oder könne. Von einer sol¬

chen Schädigung sei im Haftbefehl nichts erwähnt. Aus der bei

den Akten liegenden Quittung gehe hervor, daß Joos bereits eine

Zahlung von 390 M. 13 Pf. empfangen habe und daß für den

Rest Deckung vorhanden sei.

D. Mit Schreiben vom 30. Oktober 1896 übermittelte der

schweizerische Bundesrath dem Bundesgerichte die Akten zur Ent¬

scheidung.

E. Vom Instruktionsrichter aufgefordert, über die behauptete

luzernische Gerichtspraxis authentischen Nachweis zu erbringen,

reichte der Anwalt der Requirierten eine Bescheinigung des Amts¬

statthalteradjunktes von Luzern ein, des Inhaltes, daß nach kon¬

stanter im Kanton Luzern bestehender Praxis Strafklagen wegen

einfachen Betruges oder einfacher Unterschlagung, sowie diesfalls

durchgeführte oder angehobene Strafuntersuchungen in jedem

Stadium reponiert werden können, sofern der Kläger bezw. der

Damnifikat befriedigt sei. In seiner Vernehmlassung vom 9. De¬

zember d. J. hat sich das Obergericht des Kantons Luzern über

diese Praxis folgendermaßen ausgesprochen:

„Nach unserm luzernischen Kriminalstrafgesetzbuch sind für die

„Gerichtspraxis auseinander zu halten der sogenannte Betrug in

„Vertragsverhältnissen im Sinne des § 225 des citierten Gesetzes

„und der gemeine Betrug, wo kein Vertragsverhältnis vorliegt.

„Bezüglich des erstern bestimmt § 225 cit., daß, wo in Ver¬

„tragsverhältnissen nach eivilrechtlichen Grundsätzen wegen rechts¬

„widriger Täuschung auf Aufhebung des Geschäftes oder auf

„Schadenersatz geklagt werden könne, die Strafverfolgung erst auf

„Klage des Beschädigten eintrete, und zwar selbst dann nur in

„dem Falle, wenn die Täuschung unter Umständen bewirkt wor¬

„den sei, aus denen hervorgeht, daß der Täuschende sich zugleich

„den Entschädigungsansprüchen des Andern zu entziehen suchte

zur Entschädigungsleistung„oder daß er doch sein Unvermöge

vorgesehen haben müsse.„bei künftiger Erhebung einer Klage

„Demgemäß kann in einem solchen Falle nach § 10 Abs. 3 des

„luzern. St.=R.=V., wo von den Antragsdelikten gehandelt wird,

„die bereits gestellte Privatklage vom Beschädigten mit die Unter¬

zurück=„suchung niederschlagender Wirkung vor der Beurteilung

„gezogen werden, immerhin unter Verantwortlichkeit für die

„Kosten und in der Voraussetzung, daß der Angeklagte sich da¬

„mit einverstanden erklärt. Gestützt auf diese Gesetzesstellen

„das luzernische Obergericht bereits den 29. Sept. 1865

„Überweisung eines Beklagten an's Kriminalgericht verweigeri

„und es hat sich diesfalls thatsächlich die feststehende Praxis

„bildet, daß bei Betrug in Vertragsverhältnissen die Befriedigung

„des Beschädigten und der Klagerückzug in jedem Stadtum vor

„der Beurteilung die Freisprechung des Beklagten begründen. Was

„dagegen den Betrug nach § 223 cit. betrifft, so hat hierortiger

„Gerichtshof freilich in den Jahren 1885, 1886 und 1889 drei

„Fälle beurteilt, wo infolge Befriedigung des Geschädigten und

„darauf sich gründenden Klagerückzugs die Freisprechung des Be¬

„klagten erfolgte. Es ist hier indessen darauf hinzuweisen, daß

„gemäß § 224 Abs. 1 des luzern. St.=R.=V. hinsichtlich

„Schuldfrage in Kriminalfachen zur Verurteilung durch das

„Obergericht zwei Dritteile der Stimmen erforderlich sind. So

„mag auch in den erwähnten Straffällen die Freisprechung

„Beklagten thatsächlich nur dadurch herbeigeführt worden sein,

daß„wie dies wenigstens bezüglich eines der 3 Fälle feststeht,

„nicht die gesetzlich erforderliche Zweidrittelmehrheit der urteilenden

„Richter für die Bejahung der Schuldfrage gestimmt hat. Wir

„dürfen daher nicht behaupten, daß sich in genannter Richtung

„eine auf die Anschauung der absoluten oder relativen Mehrheit

„unseres Gerichtshofes gegründete, konstante Praxis gebildet

„habe."



Das Bundesgericht zieht in Erwägung:

1. Wegen der Geringfügigkeit des Falles kann die Ausliefe¬

rung nicht verweigert werden. Allerdings bestimmt der vom An¬

walt der Requirierten angerufene Art. 3, letzter Absatz des Aus¬

lieferungsgesetzes vom 22. Januar 1892, daß für leichtere Ver¬

gehen die Auslieferung verweigert werden könne, allein diese

Bestimmung greift hier nicht Platz, da, wie das Bundesgericht

wiederholt ausgesprochen hat, das Bundesgesetz vom 22. Januar

1892 den Bestimmungen der bestehenden Auslieferungsverträge

weder derogieren wollte noch konnte. Maßgebend sind hienach

einzig die Bestimmungen des schweizerisch=deutschen Auslieferungs¬

vertrages, und diese enthalten einen entsprechenden Vorbehalt

nicht.

2. Nach Art. 1 Ziff. 13 des schweizerisch=deutschen Ausliefe¬

rungsvertrages setzt die Auslieferung wegen Betrugs voraus, daß

die Handlungen, wegen welcher die Auslieferung verlangt wird,

nach der Gesetzgebung der beiden Vertragsstaaten als Verbrechen

oder Vergehen strafbar seien. Als das maßgebende schweizerische

Recht gilt im vorliegenden Falle, da die Requirierte im Kanton

Litzern festgenommen worden ist, das luzernische Strafrecht. Nun

kann dahin gestellt bleiben, ob nach luzernischem Strafrechte die

Strafverfolgung schon wegen Ersatz des Schadens ausgeschlossen

und aus diesem Grunde die Auslieferung zu verweigern wäre.

Denn jedenfalls genügen die im Haftbefehle behaupteten That¬

sachen nicht, um den Thatbestand des Betrugs, wie derselbe in

Anwendung des § 223 des luzernischen St.=G.=B. von der luzer¬

nischen Praxis aufgefaßt wird, herzustellen. § 223 cit. erfordert

eine zum Nachteile der Vermögensrechte eines Andern unternom¬

mene Täuschung. Nun erblickt der Haftbefehl die betrügerische

Handlung der Requirierten ausschließlich darin, daß dieselbe zu

der Behauptung des Otterson, die von diesem vorgezeigten Ge¬

mälde seien sein Eigentum, stillgeschwiegen, somit die Richtigkeit

seiner Behauptung bestätigt habe, während jene Wertobjekte that¬

sächlich ihr (der Requirierten) Eigentum gewesen und von ihr

in dem Betreibungsverfahren gegen Otterson als ihr Eigentum

herausgefordert worden seien; die Requirierte habe also dazu mit¬

gewirkt, den Joos durch falsche Vorspiegelungen in den Irrtum

zu versetzen, als sei er vollkommen gesichert, und ihn dazu zu

bestimmen, dem Otterson für ihn bestimmte Einrichtungsgegen¬

stände ohne Bezahlung abzugeben. Allein die im Haftbefehle be¬

hauptete Täuschung des Joos über das Eigentum an den vor¬

gezeigten Gemälden war nun doch für Vermögensrechte desselben

nur dann von Bedeutung, dieselbe also nur dann im Sinne des

§ 223 luz. St.=G.=B. zum Nachteile solcher Vermögensrechte

unternommen, wenn die Absicht der Requirierten von vorneherein

darauf gerichtet war, den Vermögenswert jener Gemälde, soweit

er zur Befriedigung des Gläubigers erforderlich war, dem Zu¬

griffe desselben zu entziehen. Ging die Absicht der Requirierten

nicht dahin, sondern war dieselbe im Gegenteil gewilligt, dem

Gläubiger für den Vermögenswert jener Gemälde, soweit er für

dessen Befriedigung erforderlich war, einzustehen, so lag eine zum

Nachteile der Vermögensrechte eines Andern unternommene Täu¬

schung im Sinne des luzernischen Gesetzbuches, wie dasselbe in

der luzernischen Praxis ausgelegt wird, nicht vor; denn dem

Gläubiger konnte es ja gleichgültig sein, ob ihm für seine For¬

derung gerade jene Gemälde (an denen er ein besonderes Recht

wirklich erworben zu haben gar nicht behauptete) hafteten, oder

ob er in anderer Weise (durch ein gleichwertiges Vermögens¬

äquivalent) gesichert war. Nun ist aber im Haftbefehle nicht be¬

hauptet, daß die Requirierte (bei dem in demselben behaupteten

Stillschweigen zu der Darstellung des Otterson) die Absicht gehabt

habe, dem Gläubiger diejenige vermögensrechtliche Sicherheit für

seine Forderung nicht zu gewähren, auf welche er (nach dieser

Darstellung) rechnen konnte. Die bloße Thatsache, daß sie später

in dem Betreibungsverfahren gegen Otterson die Gemälde als ihr

Eigentum beanspruchte, ist nicht geeignet, diese zum Thatbestand

des Betrugs nach luzernischem Strafrechte erforderliche Absicht zu

ersetzen. Denn mit dieser Thatsache ist ja sehr wohl vereinbar,

daß die Requirierte von vorneherein die Absicht gehabt haben

konnte, dem Gläubiger für einen, dem Werte der Gemälde, soweit

er zu dessen Befriedigung erforderlich war, entsprechenden Betrag

einzustehen, und in diesem Falle lag eine für Vermögensrechte

des Gläubigers erhebliche Täuschung in der unrichtigen Annahme,

die bei demselben hinsichtlich des Eigentumsverhältnisses an den



Gemälden erweckt worden sein mag, gar nicht vor. Es ist denn

auch, was allerdings für sich allein nicht entscheidend sein könnte,

nach dem thatsächlichen Verlaufe der Angelegenheit gar nicht

wahrscheinlich, daß die Requirierte in Wirklichkeit die Absicht ge¬

habt habe, beim Gläubiger einen für dessen vermögensrechtliche

Sicherheit erheblichen Irrtum hervorzurufen, den Gläubiger zum

Nachteile seiner Vermögensrechte zu täuschen. Vielmehr ist viel

eher anzunehmen, daß die Requirierte, wenn die Darstellung des

Haftbefehles richtig ist, zu den Angaben des Otterson deshalb

schwieg, weil sie (zufolge ihrer nahen persönlichen Beziehungen

zu diesem) dessen Angaben über das Eigentumsverhältnis an

den Gemälden für (hinsichtlich der Rechte des Gläubigers) uner¬

heblich erachtete.

Demnach hat das Bundesgericht

erkannt:

Die begehrte Auslieferung der Witwe Bertha Rieger geb.

Heuer wird nicht bewilligt.


